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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 49/13 B 
 
L 3 U 266/08 (Hessisches LSG) 
S 10 U 263/05 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 
 Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Mai 2013 durch den Richter 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden sowie die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 18. September 2012 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbe-

schwerde Prozesskostenhilfe unter Beiordnung des Rechtsanwalts A.                              

        , zu gewähren, wird abgelehnt. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen. Die Klägerin hat den geltend gemachten Zulas-

sungsgrund des Vorliegens von Verfahrensmängeln, auf denen die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), nicht in ausreichender Weise bezeichnet. Die Beschwer-

de zeigt nicht auf, dass die zuvor schriftsätzlich gestellten Beweisanträge in der letzten mündli-

chen Verhandlung vor dem LSG aufrechterhalten und protokolliert worden sind. Der Hinweis auf 

schriftsätzlich gestellte Anträge reicht bei anwaltlich vertretenen Klägern nicht zur Bezeichnung 

eines Verfahrensmangels aus. Die Beschwerde war daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter durch Beschluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der Senat 

sieht von einer weiteren Begründung ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der Vorausset-

zungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; zur verfassungsrechtli-

chen Zulässigkeit eines entsprechenden Vorgehens vgl BVerfG Beschluss vom 8.12.2010 

- 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497 = FamRZ 2011, 540). 

 

Da die Rechtsverfolgung keine Aussicht auf Erfolg hat, war der Antrag auf Bewilligung von Pro-

zesskostenhilfe abzulehnen (§ 73a SGG iVm §§ 114 ff ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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